
durch Ausgleichung zugeflossene Summe verbraucht 
hat. Nach Meinung des Senats hat die Ehefrau daher 
das Recht, die Beträge, die ihr als Ausgleichung für 
während der Ehe erworbene Werte zufließen, zunächst 
nach ihren Wünschen zu verwenden, sei es zum Aufbau 
einer eigenen Erwerbsmöglichkeit, sei es zum Erwerb 
eines Eigenheimes, sei es als Anlage zur Erleichterung 
im Alter.

Die Beklagte konnte sich über die Verwendung der 
ihr zustehenden Beträge noch nicht schlüssig werden, 
zumal sie bisher nur einen Teil erhalten hat. Die Mög­
lichkeit, ein kleines Eigenheim zu erwerben, kann ihr 
aber nicht dadurch abgeschnitten werden, daß sie ge­
zwungen wird, die Beträge alsbald zum Unterhalt mit­
zuverbrauchen. Hierdurch würde sie tatsächlich schlech­
ter gestellt werden, als wenn ihr ein Miteigentums­
anteil am Grundstück zugesprochen worden wäre, des­
sen Verwertung zum Unterhalt nicht gefordert werden 
könnte. Hinsichtlich des Ausgleichungsanspruchs in 
Höhe von 9000 DM kann die Beklagte also vom unter­
haltspflichtigen Kläger nur auf die Erträgnisse ver­
wiesen werden.

Hieran ändert sich auch nichts dadurch, daß es sich 
bei dem Unterhaltsanspruch der Beklagten nur um 
einen Anspruch nach § 61 Abs. 3 EheG (also einen 
Billigkeitsanspruch) handelt. Bei Berücksichtigung der 
gesamten Lebensverhältnisse beider Parteien entspricht 
nach 28jähriger Ehe ein Unterhaltszuschuß des Klägers, 
der praktizierender Arzt ist, an die Beklagte, deren 
Eigenverdienst wegen ihres Gesundheitszustandes 
allein nicht ausreicht, durchaus der Billigkeit. Die Be­
klagte muß sich allerdings die Erträgnisse aus der Aus­
gleichungssumme anrechnen lassen. Neben dem Eigen­
verdienst der Beklagten von 150 DM monatlich hat der 
Senat unter Berücksichtigung der gesamten Ümstände 
bei den Parteien einen monatlichen Unterhaltszuschuß 
von 130 DM als gerechtfertigt angesehen. Ab 1. Mai 1955 
verringert sich dieser Zuschuß um weitere 30 DM, da 
die Erträgnisse aus dem Ausgleichungsbetrag zur An­
rechnung kommen müssen.

(Mitgeteilt von Ottegebe Eggers-Lorenz, 
Oberrichter am Stadtgericht Groß-Berlin) §

§ 1714 BGB; Art. 33 der Verfassung.
Der Unterhaltsanspruch des nichtehelichen Kindes 

begründet ein ausschließlich familienrechtliches Rechts- 
hältnis, auf das zivilrechtliche Bestimmungen nicht 
ohne weiteres angewandt werden können.

Aus dieser Besonderheit folgt, daß trotz einer gemäß 
§ 1714 BGB abgeschlossenen Vereinbarung über eine 
Vorauszahlung des Unterhalts in einem Gesamtbeträge 
das nichteheliche Kind bei erneuter Bedürftigkeit 
Unterhalt von seinem Vater verlangen kann.

KG, Urt. vom 14. Februar 1955 — Zz 2/55.
Die Klägerin ist die nichteheliche Tochter des Beklagten. 

Während des Krieges haben die Parteien mit vormundschaft­
licher Genehmigung einen Abfindungsvertrag auf Zahlung von 
3000 DM zur Abgeltung des Unterhaltsanspruchs der Klägerin 
geschlossen. Von dem auf ein Sparkonto eingezahlten Geld ist 
nach der Umwertung auf Grund der Währungsreform ein zur 
Zeit nicht verfügbarer Betrag von 337 DM geblieben.

Nachdem die Klägerin den Beklagten mit schreiben vom 
15. April 1954 erfolglos aufgefordert hatte, ihn für die Zeit vom 
1. Juli 1948 bis 31. April 1954 Unterhalt zu zahlen, hat sie gegen 
ihn Klage erhoben. Sie hat vorgetragen, daß sie deshalb einen 
Anspruch auf weiteren Unterhalt habe, weil der dafür vorge­
sehene Betrag nicht mehr verfügbar, sie aber unterhaltsbe­
dürftig sei. Die Klägerin hat beantragt, den Beklagten zu ver­
urteilen, an sie vom 1. JuU 1948 ab bis zur wirtschaftlichen 
Selbständigkeit eine monatliche Geldrente von 35 DM zu 
zahlen.

Das Stadtbezirksgericht P. hat die Klage durch Urteil vom 
20. Juni 1954 abgewiesen. Es hat ausgeführt, daß der Beklagte 
durch die geleistete Abfindung seine Verpflichtung gegenüber 
der Klägerin erfüllt habe. Die Folgen des Krieges und der 
Währungsreform berechtigten nicht, erneut Unterhalt zu be­
anspruchen. Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassations­
antrag des Präsidenten des Kammergerichts von Groß-Berlin. 
Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Stadtbezirksgericht ist zutreffend davon ausge­

gangen, daß Vereinbarungen, in denen sich der Unter­
haltsverpflichtete zur Leistung einer Abfindungssumme 
an Stelle der in Zukunft zu zahlenden Unterhaltsbe­
träge an das nachteheliche Kind verpflichtet, grund­

sätzlich zulässig sind. Die für das nichteheliche Kind 
in § 1714 BGB getroffene Sonderregelung steht nicht 
im Widerspruch mit den in Art. 33 der Verfassung der 
Deutschen Demokratischen Republik und in § 18 der 
VO des Magistrats von Groß-Berlin über den Mutter- 
und Kinderschutz und die Rechte der Frau verankerten 
Grundsatz, daß die nichteheliche Geburt weder dem 
Kinde noch seinen Eltern zum Nachteil gereichen darf. 
Mit Recht hat N a t h a n  (vgl. NJ 1954 S. 499) in der 
Kritik der Entscheidung des Bezirksgerichts Magdeburg 
vom 12. Januar 1954 (NJ 1954 S. 513) und der Be­
sprechung der Entscheidung des Bezirksgerichts Cottbus 
(ebenda S. 512) darauf hingewiesen, daß die Bestim­
mung des § 1714 BGB aus dem besonderen Wesen der 
Beziehungen zwischen nichtehelichem Kind und Vater 
folgt und die Abfindung für das Kind in der Regel 
einen materiellen Vorteil bedeutet.

Unrichtig ist dagegen die Rechtsauffassung des Stadt­
bezirksgerichts, daß der Beklagte mit der während des 
zweiten Weltkrieges gezahlten Abfindungssumme von 
3000 DM seine Pflichten gegenüber der Klägerin er­
füllt habe und der Anspruch erloschen sei. Diese fehler­
hafte Ansicht ist darauf zurückzuführen, daß das Stadt­
bezirksgericht das Wesen des Unterhaltsanspruchs und 
die Bedeutung verkannt hat, die einer Vereinbarung 
über Vorauszahlung des Unterhalts in einem Gesamt­
beträge zukommt. Es hat übersehen, daß der Vater des 
nichtehelichen Kindes in gleicher Weise für den Unter­
halt seines Kindes aufzukommen hat, wie dessen Mut­
ter (§ 18 VO über den Mutter- und Kinderschutz und 
die Rechte der Frau). Darin liegt auch die Verpflichtung 
des nichtehelichen Vaters begründet, bei außergewöhn­
lichen Umständen, wie einer Währungsreform und all­
gemeiner Geldentwertung gegebenenfalls erneut Unter­
halt zu leisten. In Übereinstimmung mit der von 
Nathan a. a. O. angestellten Untersuchung und von ihm 
gegebenen Begründung ist zu berücksichtigen, daß der 
Unterhaltsanspruch ein familienrechtliches Rechtsver­
hältnis begründet, auf das zivilrechtliche Bestimmungen 
nicht ohne weiteres angewandt werden können. Die 
Besonderheit des Unterhaltsanspruchs ergibt sich dar­
aus, daß stets drei Voraussetzungen vorhanden sein 
müssen, um ihn zum Entstehen zu bringen. Das sind 
ein entsprechendes Verwandtschaftsverhältnis, Bedürf­
tigkeit des Berechtigten und Leistungsfähigkeit des 
Verpflichteten. Nur wenn eine dieser drei Voraus­
setzungen auf die Dauer beseitigt wird, liegt eine wirk­
same Erfüllung vor. Dieses Ziel ist im vorliegenden 
Fall mit der Abfindung nicht erreicht worden. Da das 
unterhaltsberechtigte Kind infolge grundlegender Ände­
rung seiner wirtschaftlichen Situation den größten Teil 
der für seinen Unterhalt bestimmten Mittel verloren 
hat und wieder unterhaltsbedürftig geworden ist, kann 
es von seinem Vater trotz des während des Krieges ge­
schlossenen Abfindungsvertrages erneut Unterhalt be­
anspruchen.

§ 1714 Abs. 1 BGB.
Die Genehmigung des Rates des Kreises für einen 

gern. § 1714 Abs. 1 abgeschlossenen Unterhausvergleich 
ist auch dann erforderlich, wenn ein Vertreter des 
Rates des Kreises, Referat Jugendhiife/Heimerziehung, 
am Abschluß des Vergleichs beteiligt war, da Prozeß­
vollmacht und Ermächtigung zur Erteilung der vor­
mundschaftsbehördlichen Genehmigung nicht notwendig 
in einer Person vereinigt sind.

KrG Rochlitz, Beschl. vom 27. Juni 1955 — C 83/55.
Im Termin war der Antragsteller durch den Rat des Kreises, 

Referat Jugendhiife/Heimerziehung, vertreten, dem die gesetz­
liche Vertreterin des Antragstellers Prozeßvollmacht erteilt 
hat. Nachdem der abgeschlossene Vergleich gemäß § 1714 BGB 
dem Rat des Kreises, Referat Jugendhiife/Heimerziehung, zur 
Genehmigung vorgelegt worden war, wurde von dort mitge­
teilt, daß die Erteilung einer Genehmigung gemäß § 1714 BGB 
nicht für erforderlich gehalten werde, weil ein Vertreter des 
Referats Jugendhiife/Heimerziehung am Abschluß des Ver­
gleichs beteiligt gewesen sei.

Der Sekretär des Kreisgerichts hat deshalb mit dem ange­
fochtenen Beschluß vom 2. Juni 1955 die Erteilung einer voll­
streckbaren Ausfertigung abgelehnt, solange nicht die vor­
mundschaftsbehördliche Genehmigung zum Vergleichsabschluß 
vorliegt. Er hat im wesentlichen ausgeführt, wenn auch der 
Rat des Kreisest Referat Jugendhiife/Heimerziehung, als 
Prozeßbevollmächtigter den Vergleich mit abgeschlossen habe, 
so sei damit noch nicht die erforderliche vormundschafts­
behördliche Genehmigung erteilt. Es bestehe die Möglichkeit, 
daß der Angestellte, der den Termin wahrnehme, nicht auch
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